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Bezirksvertretungen Um den Klüngel zu stop-
pen, setzen sich BÜND-
NIS 90/ DIE GRÜNEN in 
Mönchengladbach für 
nachvollziehbare politi-
sche Entscheidungen in 
Bezirksvertretungen, 
Rat, Verwaltung und den 
vielen städtischen Betei-
ligungsgesellschaften 
ein, mit dem Ziel, mehr 
Transparenz zu schaffen. 

   Wir werden die 
Hauptsatzung dahin-
gehend ändern, dass 
alle Entscheidungen, 
die örtlich begrenzte 
Auswirkungen haben, 
vor Ort im Rahmen 
eines eigenen Budgets 
durch die Bezirksver-
tretungen entschieden 
werden.  

  Die Rechte der 
Bezirksvertretungen 
müssen gestärkt 
werden, etwa über 
einen eigenen Haushalt 
als Grundlage ihrer 
Handlungsfähigkeit.  

Bezirksvorsteher     Zusätzliche Status-
symbole für Bezirks-
bürgermeister wie 
Dienstfahrzeuge, wei-
tere Mitarbeiter und 
erhöhte Repräsentati-
onsmittel lehnt die 
Mönchengladbacher 
SPD ausdrücklich ab. 

   

Integrationsrat Insgesamt haben über 
40.000 Menschen in 
Mönchengladbach aus-
ländische Wurzeln. Sie 
alle zu integrieren, ist 
eine gewaltige Aufgabe. 
Der Integrationsbeauf-
tragte der Stadt, aber 
auch der Integrationsrat 
haben auf diesem Feld 
sehr gute Arbeit geleis-
tet, die es weiter nach 
Kräften zu unterstützen 
gilt. 

   Wir wollen den Integ-
rationsrat in unserer 
Stadt stärken, den 
interkulturellen Aus-
tausch und die gegen-
seitige Toleranz 
verbessern.  

   

Kommunales Wahlrecht     Deshalb setzen wir uns 
für ein kommunales 
Wahlrecht für alle Men-
schen ein, die fünf 
Jahre rechtmäßig in 
NRW leben. 

  Die Demokratisierung 
des Kommunalwahl-
rechts soll durch 
Einführung größerer 
Wahlmöglichkeiten bei 
den Kandidaten auf 
den Listen, wie 
Kumulieren und 
Panaschieren, 
weiterentwickelt 
werden.  

Beteiligung der Jugend     Wir wollen ein Forum 
zur Beteiligung der 
Jugend an kommunal-
politischen Entschei-
dungen einrichten. 
Eine frühzeitige Betei-
ligung an der politi-
schen Meinungs- und 
Willensbildung stärkt 
das Vertrauen junger 
Menschen in unser 
demokratisches Sys-
tem. 

   

Seniorenbeirat Ältere Menschen müs-
sen, z.B. durch Grün-
dung eines Senioren-
Beirats, stärker an 
kommunalen Planungen 
und Entscheidungen be-
teiligt werden. 

   Wir wollen die Erfah-
rung der älteren Men-
schen in unserer Stadt 
nutzen, deshalb setzen 
wir uns für die Einrich-
tung eines Senioren-
beirates als Unteraus-
schuss des Sozialaus-
schusses ein. 

   

Behindertenbeteiligung     Wir wollen die Teilhabe 
von Menschen mit Be-
hinderungen in unserer 
Stadt stärken und 
Schwellen sowohl in 
den Köpfen als auch im 
täglichen Leben ab-
bauen. 

   

Bürgerbeteiligung Das Projekt „Giesen-
kirchen 2015“ und die 
Querelen um das Pahlke-
bad Rheydt sind nur zwei 
von vielen Beispielen 
dafür, wie die Politiker 
der Ratsmehrheit in 
unserer Stadt am Bür-
gerwillen vorbeiregieren.  

Um den Klüngel zu stop-
pen, setzen sich BÜND-
NIS 90/ DIE GRÜNEN in 
Mönchengladbach für 
nachvollziehbare politi-
sche Entscheidungen in 
Bezirksvertretungen, 
Rat, Verwaltung und den 
vielen städtischen Betei-
ligungsgesellschaften 
ein, mit dem Ziel, mehr 
Transparenz zu schaffen.  

Deshalb fordern wir, 
dass z.B. öffentlich zu-
gängliche Informationen, 
wie Statistiken, Pläne, 
Gutachten, Verkehrsent-

 Es gibt eine gestärkte 
Bürgerbeteiligung bei 
Planungs- und Ent-
scheidungsvorgängen. 

    Bürgeranträge und 
Bürgerbegehren sollen 
bei allen politischen 
Aufgaben der 
Kommune möglich 
sein, auch bei 
haushaltsrelevanten 
Fragen, und zu 
wichtigen kommunalen 
Problemen sollten 
BürgerInnen ein 
Mitspracherecht haben.  
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wicklungs- oder Flächen-
nutzungspläne auf den 
Internetseiten der Stadt 
Mönchengladbach einge-
stellt werden. Dadurch 
werden Bürgerinnen und 
Bürger stärker an politi-
schen Entscheidungen 
beteiligt - und Bürgernä-
he gefördert. 

Amtsdauer        Amtszeit und 
Wahlperiode der 
Bürgermeister, 
Oberbürgermeister und 
Landräte müssen 
wieder an die der 
kommunalen 
Vertretungskörperschaf
ten angepasst werden.  

Nebeneinkünfte Kommu-
nalpolitiker 

       Nebeneinkünfte von 
Kommunalpolitikern, 
z.B. in Aufsichts-
gremien, müssen 
offengelegt werden.  

Bürgerbüro, Bürger-
service 

Um den Klüngel zu stop-
pen, setzen sich BÜND-
NIS 90/ DIE GRÜNEN in 
Mönchengladbach für 
nachvollziehbare politi-
sche Entscheidungen in 
Bezirksvertretungen, 
Rat, Verwaltung und den 
vielen städtischen Betei-
ligungsgesellschaften 
ein, mit dem Ziel, mehr 
Transparenz zu schaffen. 
Deshalb fordern wir, 
dass z.B. öffentlich zu-
gängliche Informationen, 
wie Statistiken, Pläne, 
Gutachten, Verkehrsent-
wicklungs- oder Flächen-
nutzungspläne auf den 
Internetseiten der Stadt 
Mönchengladbach einge-
stellt werden. Dadurch 
werden Bürgerinnen und 
Bürger stärker an politi-
schen Entscheidungen 
beteiligt - und Bürgernä-
he gefördert. Andere 
Städte praktizieren dies 
bereits beispielhaft und 
mit Erfolg. 

      Ein unabhängiges 
Bürgerbüro soll 
eingerichtet werden. 
Dieses Büro soll sich 
mit Verbraucherzen-
trale, Mieterverband, 
Gewerkschaften, ASTA, 
LAGA, Flüchtlingsrat, 
Frauenhaus, 
Gesundheitsladen, 
AWO, kirchlichen Hilfs-
organisationen und 
anderen Einrichtungen 
und Organisationen 
vernetzen, die 
Interessen von 
Menschen gegen 
Benachteiligung und 
Ausgrenzung vertreten. 

Dieses Beratungsbüro 
kann außerdem aus 
kommunaler Sicht 
inakzeptablen 
Maßnahmen des 
Bundes und des Landes 
wirksam 
entgegenwirken.  

Im Bürgerbüro ist auf 
lokaler Ebene eine 
Kontaktstelle sozialer 
Bewegungen als 
Anlaufstelle für 
Gruppen, Initiativen, 
Vereine und Verbände 
anzusiedeln.  

Bürgerhaushalt 

 

Einstieg in den „Bürger-
haushalt“ im Bereich der 
Bezirke und des Rates 
durch aktive Beteiligung 
der Bürgerinnen und 
Bürger an der Haus-
haltsgestaltung sowie 
mehr Transparenz im 
„Neuen Kommunalen 
Finanzmanagement“ 
(NKF). 

      Der gesamte Haushalt 
der Stadt soll in einem 
regelmäßigen Beteili-
gungsverfahren auf-
gestellt werden, das 
eine direkte Mitwirkung 
der hier lebenden Men-
schen an kommunalen 
Schwerpunktsetzungen 
sicherstellt.  

Bezirksvertretungen        Unbürokratische und 
bürgerfreundliche 
Fragestunden werden 
eingerichtet. So 
können 
Informationsmängel 
aufgelöst und der 
Abstand zwischen 
Einwohnern und 
kommunalen Gremien 
verringert werden.  

 


